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Seminar



 Sachverhalt:

 Der Mieter des Teileigentümers nimmt bauliche Veränderungen (Abriss einer 
tragenden Wand, Durchbohrungen der Fassade) vor. 

 Dem vermietenden Sondereigentümer wurden diese Maßnahmen nicht qua 
Eigentümerbeschluss zuvor gestattet. 

 Der Eigentümer wird von der GdWE in Anspruch genommen und wendet u.a. ein, er 
habe einen Anspruch auf Gestattung.

 Frage:

 Kann die GdWE auch den (solventen) Eigentümer statt oder neben seinem Mieter auf 
Rückbau erfolgreich in Anspruch nehmen?
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2 Sonderfälle zur vermieteten Eigentumswohnung



 Einen vermietenden Wohnungseigentümer trifft eine Haftung als mittelbarer 
Handlungsstörer für von dem Mieter ohne erforderlichen Gestattungsbeschluss 
vorgenommene bauliche Veränderungen des gemeinschaftlichen Eigentums, wenn er 
die baulichen Veränderungen erlaubt hat, wenn er mit baulichen Veränderungen 
wegen einer von dem Mieter angekündigten Nutzungsabsicht rechnen muss und den 
Mieter gleichwohl nicht auf das Erfordernis eines vorherigen Gestattungsbeschlusses 
hinweist, oder wenn er es unterlässt, gegen den Mieter einzuschreiten, nachdem er 
Kenntnis von der Vornahme der baulichen Veränderungen erlangt hat. 

 BGH, Urteil vom 21.03.2025, V ZR 1/24, ZMR 2025, 521
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Antwort 



 SV: Die Klägerin ist Mieterin einer ETWhg in einem Mehrfamilienhaus. Für Gehwege 
auf dem Grundstück nimmt eine GmbH, die einen professionellen Hausmeisterdienst 
betreibt, im Auftrag der GdWE den Winterdienst wahr. Die Klägerin stürzte beim Ver-
lassen des Hauses an einem Januar-Morgen 2017 auf dem zum Haus führenden Weg, 
der nicht vom Eis befreit war, obwohl zuvor Glatteis im Rahmen der Wettervorher-
sagen angekündigt worden war. Dabei zog sich die Klägerin erhebliche Verletzungen 
zu, aufgrund derer sie sich langwierigen Folgebehandlungen unterziehen musste. 

 Frage:

 Haftet der vermietende Wohnungseigentümer für einen solchen Sturz bei Eisglätte 
wegen Verletzung der Räum- und Streupflicht durch die GdWE? 
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Frage zur Verkehrssicherungspflicht



 Zur Haftung eines vermietenden Wohnungseigentümers für Schäden, die der Mieter 
durch einen Sturz bei Eisglätte unter Verletzung der Räum- und Streupflicht auf einem 
Weg erlitten hat, der sich auf dem im gemeinschaftlichen Eigentum der Wohnungs-
eigentümer stehenden Grundstück befindet (amtl. Leitsatz).

 Für das Bestehen der (miet-)vertraglichen Pflichten des Vermieters kommt es grund-
sätzlich nicht auf die Eigentumsverhältnisse an, sondern auf dessen Stellung als Partei 
des Mietvertrags. Die unternehmerische Selbständigkeit des Dienstleisters/Vertrags-
partners der GdWE steht der Annahme nicht entgegen, dass dieser als Erfüllungs-
gehilfin für den vermietenden Wohnungseigentümer tätig geworden ist, und zwar 
auch wenn allein die GdWE auf deren Handeln unmittelbaren Einfluss habe. 

 BGH, Urteil vom 06.08.2025, VIII ZR 250/23, ZMR 2026, 132
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Antwort 1 



 Der vermietende Wohnungseigentümer ist aus dem Mietvertrag heraus verpflichtet, 
die auf dem Grundstück der vermieteten Wohnung befindlichen Wege in den 
Wintermonaten zu räumen und zu streuen. 

 Diese mietvertragliche Nebenpflicht besteht auch dann, wenn der Vermieter nicht 
(Allein-)Eigentümer des Grundstücks, sondern Mitglied einer GdWE ist. 

 Die gegenteilige Auffassung würde zu einem unterschiedlichen Schutzniveau 
innerhalb des Wohnraummietrechts führen, das sachlich nicht gerechtfertigt ist und 
für das es auch keine rechtsdogmatische Grundlage gibt. 

 BGH, Urteil vom 06.08.2025, VIII ZR 250/23, ZMR 2026, 132
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Antwort 2



 Anderes gilt nur, wenn die Mietvertragsparteien von dieser grundsätzlichen Verteilung 
der Vertragspflichten abweichende Vereinbarung getroffen haben. 

 Insbesondere müsste sich dem Mietvertrag eine eindeutige Regelung dahingehend 
entnehmen lassen, dass die Räum- und Streupflicht dem Mieter oblegen hätte und er 
deshalb im Haftungsfall keine vertraglichen Ansprüche gegen den vermietenden 
Wohnungseigentümer geltend machen könnte. 

 Zur Erfüllung der den Vermieter hinsichtlich der Beseitigung von Eis und Schnee 
treffenden vertraglichen Nebenpflichten konnte der Vermieter sich der GmbH, die den 
Winterdienst im Auftrag der GdWE ausführte, als sog. Erfüllungsgehilfin bedienen. 
Dies hat zur Folge, dass der Vermieter für deren Verschulden wie für eigenes 
Verschulden rechtlich einzustehen hat. 

 BGH, Urteil vom 06.08.2025, VIII ZR 250/23, ZMR 2026, 132
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Antwort 3 



 Wohnraummietrecht

 Miethöhe,

 Mieterhöhung,

 Betriebskosten,

 Mietmängel, 

 Kündigung; 

 Verjährung,

 Untervermietung.
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Übersicht



 Frage

 Genügt bei Vermietung einer Wohnung im Neubau für § 556f Satz 2 BGB der Hinweis 
im Vermietungs-Exposé? 

 § 556f BGB lautet:  § 556d ist nicht anzuwenden auf eine Wohnung, die nach dem 1. 
Oktober 2014 erstmals genutzt und vermietet wird. Die §§ 556d und 556e sind nicht 
anzuwenden auf die erste Vermietung nach umfassender Modernisierung.
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Miethöhe
oder: Folgen der Mietpreisbremse



 Ausreichend ist es, wenn für die an den Mieter vermietete Neubau-Wohnung 
(errichtet im Jahr 2022) sich dieser Sachverhalt einerseits aus dem Vermietungs-
Exposé und dem Energieausweis ergibt, welche anlässlich der Vertragsanbahnung an 
den Mieter per Mail übermittelt und diesem bei der Wohnungsbesichtigung in 
Papierform ausgehändigt wurde.

 AG Köpenick, Urteil vom 03.02.2026, 3 C 233/25, ZMR 2026, 319
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Antwort



 Wenn entgegen der Behauptung des Vermieters „keine Vermietung nach umfassender 
Modernisierung“ erfolgte:

 Welche Miethöhe gilt dann?

 § 556e Abs.2 BGB: Hat der Vermieter in den letzten drei Jahren vor Beginn des 
Mietverhältnisses Modernisierungsmaßnahmen im Sinne des § 555b BGB durchgeführt, 
so darf die nach § 556d Abs. 1 BGB zulässige Miete um den Betrag überschritten 
werden, der sich bei einer Mieterhöhung nach § 559 Abs. 1 bis 3a und § 559a Absatz 1 
bis 4 BGB ergäbe. Bei der Berechnung nach Satz 1 ist von der ortsüblichen 
Vergleichsmiete (§ 558 Abs. 2 BGB) auszugehen, die bei Beginn des Mietverhältnisses 
ohne Berücksichtigung der Modernisierung anzusetzen wäre.
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Frage



 Erteilt der Vermieter dem Mieter vor Abgabe von dessen Vertragserklärung die Auskunft, es 
handele sich um die erste Vermietung nach „umfassender Modernisierung“ (dann gilt § 556f 
Satz 2 BGB), stellt sich jedoch heraus, dass keine umfassende, sondern lediglich eine einfache
Modernisierung durchgeführt worden ist, ist der Vermieter nicht gemäß § 556g Abs. 1a Satz 2 
BGB gehindert, sich jedenfalls auf die nach Maßgabe des § 556e Abs. 2 BGB (für eine einfache 
Modernisierung) zulässige Miete zu berufen (Bestätigung von Senatsurteil vom 18.05.2022 - VIII 
ZR 9/22, ZMR 2022, 788 = WuM 2022, 468 Rn. 54).

 BGH, Urteil vom 27.11.2024, VIII ZR 36/23, ZMR 2025, 299

 § 556f BGB: § 556d BGB ist nicht anzuwenden auf eine Wohnung, die nach dem 1.10.2014 
erstmals genutzt und vermietet wird. Die §§ 556d und 556e sind nicht anzuwenden auf die 
erste Vermietung nach umfassender Modernisierung.
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Antwort



 Wie ist mit einer Mieterhöhung (von 418,-- Euro auf 570,-- Euro) im Nachtrag zum 
Mietvertrag umzugehen, der bereits  vor Mietbeginn abgeschlossen wurde?

 Kann der Vermieter sich mit Erfolg darauf berufen, dass der Mieter mit der  Unter-
zeichnung des Nachtrags einer Mieterhöhung im laufenden Mietverhältnis mit der 
Folge zugestimmt hätte, dass die §§ 556d ff. BGB nicht (mehr) anwendbar seien?
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Fragen



 1. Die Vorschriften zur Begrenzung der Miethöhe bei Mietbeginn (§§ 556d ff. BGB) finden 
auch dann Anwendung, wenn zwischen Vertragsschluss und tatsächlichem Mietbeginn eine 
„Nachtragsvereinbarung“ getroffen wird, die die Miete weitergehend erhöht.

 2. Eine Vereinbarung über eine Mieterhöhung, die noch vor dem tatsächlichen Mietbeginn 
geschlossen wird, unterfällt nicht dem Anwendungsbereich des § 557 Abs. 1 BGB („während
des Mietverhältnisses“). 

 3. Reine Instandsetzungsmaßnahmen (§ 555a Abs. 1 BGB), wie etwa das Abschleifen von 
Dielenböden oder malermäßige Überarbeitungen von Fenstern und Türen, rechtfertigen keinen 
Zuschlag nach § 556e Abs. 2 BGB. Ein solcher Zuschlag ist ausschließlich für Maßnahmen 
zulässig, die eine Modernisierung im Sinne des § 555b BGB darstellen.

 4. § 556g Abs. 1 Satz 2 BGB führt zur Unwirksamkeit von Mietpreisvereinbarungen bei 
Mietbeginn, soweit diese die nach § 556d Abs. 1 BGB höchstzulässige Miete überschreiten. 

LG Berlin II, Urteil vom 03.06.2025, 65 S 169/24, ZMR 2026, 40
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Antwort 1



 Auch die Wirksamkeit der zwischen den Parteien getroffenen Mietpreisabrede in der Fassung 
des Nachtrags richtet sich nach § 556d Abs. 1 BGB.

 § 556d Abs. 1 BGB bestimmt, dass die Miete zu Beginn des Mietverhältnisses die ortsübliche 
Vergleichsmiete (§ 558 Abs. 2 BGB) höchstens um 10 Prozent übersteigen darf, wenn ein 
Mietvertrag über Wohnraum abgeschlossen wird, der – wie hier - in einem durch 
Rechtsverordnung nach § 556d Abs. 2 BGB bestimmten Gebiet mit einem angespannten 
Wohnungsmarkt liegt. 

 Nach dem Wortlaut der §§ 556d, 556e Abs. 2 BGB und dem Willen des Gesetzgebers knüpft 
der tatsächliche Lauf des Mietverhältnisses demnach an den Mietvertragsbeginn, nicht den 
Mietvertragsschluss an, denn nach beiden Vorschriften ist dieser Zeitpunkt für die 
Feststellung der höchstzulässigen Miete maßgeblich, nicht der in § 556d Abs. 1 BGB allein für 
die Eröffnung des Anwendungsbereichs der §§ 556d ff. BGB genannte Zeitpunkt des 
Mietvertragsschlusses. 

 LG Berlin II, Urteil vom 03.06.2025, 65 S 169/24, ZMR 2026, 40
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Antwort 2



 Gilt die Mietpreisbremse, wenn eine Vereinbarung einer reduzierten Miete im 
laufenden Mietverhältnis erfolgte?

 Was gilt in den Fällen der gewerblichen Zwischenvermietung bei Wegfall des 
Zwischenmieters?
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Fragen



 Auf die Vereinbarung einer reduzierten Miete während eines laufenden Mietverhält-
nisses finden die Regelungen über die Miethöhe bei Mietbeginn in Gebieten mit 
angespannten Wohnungsmärkten (§§ 556d ff. BGB) keine Anwendung (Fortführung 
von Urteil vom 28.09.2022 - VIII ZR 300/21, ZMR 2023, 190 = NJW-RR 2022, 1666). 

 In den Fällen der gewerblichen Zwischenvermietung wird bei einem Vermieterwechsel
durch den Eintritt des Vermieters in die Rechte und Pflichten des zwischen dem 
Zwischenmieter und dem (Unter-)Mieter bestehenden Mietverhältnisses nicht im 
Sinne des § 556d Abs. 1 BGB eine nach den Regelungen über die zulässige Höhe bei 
Mietbeginn (§§ 556d ff. BGB) überprüfbare Miete neu vereinbart. Vielmehr ist auf 
die im Zeitpunkt des Eintritts zwischen dem Zwischenmieter und dem (Unter-)Mieter 
bestehende Vereinbarung zur Miethöhe abzustellen. 

 BGH, Urteil vom 17.12.2025, VIII ZR 56/25, ZMR 2026, 401
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Antwort



 Gilt die Mietpreisbremse nur wenn ein neuer Mietvertrag abgeschlossen wird oder 
genügt jeder Wechsel der Mietparteien?
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Frage



 Die Mietpreisbremse gemäß § 556d Abs. 1 BGB gilt nur, wenn ein Mietvertrag neu 
abgeschlossen wird.

 Es ist zwischen der Beendigung des alten Mietvertrags und Abschluss eines neuen 
Mietvertrags (Novation; mit der Folge, dass die §§ 556d ff. BGB Anwendung finden) 
und einem Austausch von Mietern durch andere Mieter im Wege der dreiseitigen 
Vereinbarung zwischen dem Vermieter, den bisherigen Mietern und der neuen 
Mietpartei (bei dem kein neuer Mietvertrag abgeschlossen wird) zu unterscheiden.

 AG Neukölln, Urteil vom 10.12.2025, 5 C 181/25, ZMR 2026, 154
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Antwort



 Frage

 Kann die mieterseitige Zustimmung nach § 558b Abs. 1 BGB zu einem Mieterhöhungs-
verlangen nach §§ 558 ff. BGB wirksam unter einem Vorbehalt oder einer Bedingung 
erklärt werden?
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Mieterhöhung                                                                                         



 1.Die mieterseitige Zustimmung nach § 558b Abs. 1 BGB zu einem Mieterhöhungs-
verlangen nach §§ 558 ff. BGB ist bedingungsfeindlich und darf auch nicht unter 
einem Vorbehalt erklärt werden. Eine unter Bedingungen oder einem Vorbehalt 
erteilte Zustimmung ist unwirksam. 

 2.Erklärt ein Mieter zwar, dass er „einer Mietanpassung“ mit Wirkung zu dem 
vermieterseits begehrten Zeitpunkt „auf die ortsübliche Miete“ zustimme, liegt darin 
gleichwohl keine vorbehaltsfreie Zustimmung, wenn der Mieter zugleich Einwendun-
gen gegen die vom Vermieter auf Grundlage eines Mietspiegels errechnete ortsüb-
liche Vergleichsmiete erhebt und um Überprüfung des Erhöhungsverlangens bittet.    

 LG München I, Urteil vom 25.06.2025, 14 S 14073/24, ZMR 2025, 786
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Antwort



 Wann ist die einheitliche Erhöhung gemäß § 558 BGB für Wohnung und Garage 
möglich?

 Wenn JA: Kommt es auf die Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete des gesamten 
Mietobjektes an? 
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Fragen



 1. Wird ein Mietvertrag, der im Kopf der Vertragsurkunde zwei Mieter ausweist, nur 
von einem Mieter unterschrieben, verbietet sich der rechtliche Schluss auf ein 
Vertreterhandeln des die Unterschrift leistenden Mieters, wenn es nach den 
Umständen des Sachverhalts ebenso plausibel ist, dass die Einholung der zweiten 
Unterschrift schlicht vergessen worden ist. 

 2. Es handelt sich nicht um einen einheitlichen Vertrag von Garage und Wohnung, 
wenn hierzu getrennte Verträge mit unterschiedlichen Kündigungsregelungen 
existieren und zudem im Garagenmietvertrag klargestellt wurde, dass eine Einheit mit 
dem Wohnraummietvertrag nicht gewollt ist. 

 AG Hamburg, Urteil vom 07.11.2025, 49 C 174/25, ZMR 2026, 428
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Antwort 1



 Beim Vorliegen eines einheitlichen Mietverhältnisses über eine Wohnung und einen 
Stellplatz kann formell wirksam durch die Heranziehung eines Mietspiegels für die 
Wohnung und unter Zugrundelegung der ortsüblichen Stellplatzmiete für den Stell-
platz die Zustimmung zur Mieterhöhung verlangt werden. 

 Begründet ist das Erhöhungsverlangen jedenfalls dann, wenn auch beim Abstellen auf 
die ortsübliche Vergleichsmiete für das gesamte Mietobjekt, also die Wohnung mit 
dem mitvermieteten Stellplatz, sich der verlangte Betrag ergibt.

 BGH, Beschluss vom 22.10.2024, VIII ZR 249/23, ZMR 2025, 486
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Antwort 2 



 Genügt es für eine Modernisierungsmieterhöhung wenn nach dem Abschluss der zu 
Modernisierungszwecken vorgenommenen Arbeiten zum (ex ante-)Zeitpunkt der 
Abgabe der Mieterhöhungserklärung eine (allein) durch die erfolgte bauliche 
Veränderung hervorgerufene messbare und dauerhafte Einsparung von Endenergie zu 
erwarten ist? 
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Frage



 Der Vermieter einer Wohnung kann eine Mieterhöhung gemäß § 559 Abs. 1 BGB aF in 
Verbindung mit § 555b Nr. 1 BGB (energetische Modernisierung) verlangen, wenn 
nach dem Abschluss der zu Modernisierungszwecken vorgenommenen Arbeiten zum 
(ex ante-)Zeitpunkt der Abgabe der Mieterhöhungserklärung eine (allein) durch die 
erfolgte bauliche Veränderung hervorgerufene messbare und dauerhafte Einsparung 
von Endenergie zu erwarten ist. 

 Dies hat der Tatrichter unter Berücksichtigung der baulichen Gegebenheiten – ggf. mit 
sachverständiger Hilfe - zu beurteilen, wobei auch auf anerkannte Pauschalwerte 
zurückgegriffen werden kann.

 BGH, Urteil vom 26.03.2025, VIII ZR 283/23, MDR 2025, 852 und BGH, Urteil vom 
26.03.2025, VIII ZR 282/23, ZMR 2025, 681
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Antwort



 Frage:

 Gelten Besonderheiten bei verspäteter Abrechnung der Betriebskosten einer 
vermieteten Eigentumswohnung?
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Betriebskosten



 Die Pflicht des vermietenden Wohnungseigentümers zur fristgerechten Erstellung 
einer mietrechtlichen Betriebskostenabrechnung über Betriebskostenvoraus-
zahlungen nach § 556 Abs. 3 Satz 1 BGB besteht unabhängig davon, ob eine 
Jahresabrechnung der GdWE überhaupt vorliegt bzw. ob ein Beschluss zu dieser 
gefasst wurde, § 28 Abs. 2 WEG.

 Aus dem Verwaltervertrag erwachsen keine Individualansprüche einzelner 
Wohnungseigentümer.

 AG Schwabach, Urteil vom 16.12.2025, 8 C 428/25
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Antwort



 Gehört zu den umlagefähigen Kosten auch eine Terrorversicherung bei gewerblichem
Mietverhältnis?

 Ist die Abrechnungsfrist in der Gewerbemiete auch eine Ausschlussfrist?

 Sind einseitig rückwirkende Änderungen möglich?
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Fragen



 Eine Terrorversicherung ist als Teil der Sachversicherung nur dann umlagefähig, wenn 
diese nach dem Gebot der Wirtschaftlichkeit aufgrund einer erhöhten Terrorgefahr 
erforderlich scheint (BGH, Urteil vom 13.10.2010 – XII ZR 129/09). Bei einem 
unbedeutenden Gebäude im ländlichen Raum ist das nicht der Fall. 

 Bei der Abrechnungsfrist im gewerblichen Mietvertrag handelt es sich nicht um eine 
Ausschlussfrist. § 556 Abs. 3 Satz 3 BGB ist auf Mietverhältnisse über Gewerberäume 
nicht (auch nicht analog) anwendbar gem. § 578 Abs. 1, 2 BGB.

 Die im Mietvertrag eingeräumte „jederzeitige“ Änderungsbefugnis findet ihre Grenzen 
in der laufenden Abrechnungsperiode. Eine rückwirkende Änderung des Umlage-
schlüssels ist davon nicht gedeckt.

 LG Darmstadt, Urteil vom 27.06.2025, 19 O 166/23, ZMR 2026, 414
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Antworten



 Frage

 Ab wann ist von einer minderungsrelevanten Legionellenkonzentration auszugehen? 
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Mängel, Minderung pp.                                                                  



 1. Die Feststellung eines Legionellenbefalls in Wohnungen eines anderen Hauses im 
selben Gebäudekomplexes stellt keinen Mangel der eigenen Mietwohnung dar.

 2. Von einer konkreten Gesundheitsgefährdung ist erst bei einer Legionellen-
konzentration über 1.000 KbE/100 ml Wasser auszugehen. 

 AG Langen (Hessen), Urteil vom 27.03.2024, 55 C 72/23, ZMR 2025, 37
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Antwort 1



 Bei einer Legionellenbelastung oberhalb des Maßnahmenwerts von 100 KbE/100 ml 
Wasser, aber weit unter 10.000 KbE/100 ml Wasser liegt noch kein (minderungs-
relevanter) Mangel der Mietsache/Wohnung vor. 

 Dies erschließt sich schon daraus, dass nach der TrinkwVO nur Untersuchungen und 
Kontrolle im Laufe eines Jahres zu erfolgen haben.

 Insoweit kommt es auf einen Durchschnittsnutzer an, nicht auf besondere subjektive 
Empfindlichkeiten eines Mieters.

 LG Dresden, Urteil vom 24.09.2024, 4 S 81/23, ZMR 2025, 121 (Revision zugelassen)
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Antwort 2



 1. Ein Mangel der Mietsache liegt vor, wenn der Wert der Legionellenbelastung über 
dem technischen Maßnahmewert von 100 KBE/100 ml liegt, denn dann entspricht das 
Trinkwasser nicht mehr den Anforderungen der TrinkwasserVO. In diesem Fall hat der 
Mieter gegen den Vermieter einen Anspruch auf Mangelbeseitigung. Eine konkrete 
Gesundheitsgefährdung ist hierfür nicht erforderlich. 

 2. Dieser Mangel mindert die Tauglichkeit der Mietsache zum vertragsgemäßen 
Gebrauch nicht erheblich. 

 AG Frankfurt, Urteil vom 03.07.2024, 33 C 377/23, ZMR 2024, 945
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Antwort 3



 1. Die Überschreitung des technischen Maßnahme-Wertes (100 KBE/100 ml) 
begründet, - ohne Tauglichkeitsbeeinträchtigung - einen Mietmangel, aber noch 
keinen Minderungssachverhalt.

 2. Die Tauglichkeitsbeeinträchtigung ist objektiv festzustellen. Die Frage, ob ein 
Mietmangel vorliegt, kann nicht von einem subjektiven Maßstab alleine getragen 
werden.

 LG Frankfurt/Main, Urteil vom 25.11.2025, 2-11 S 107/24, ZMR 2024, 945
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Antwort 4



 Welche Folgen haben massive Durchfeuchtungen von Innen- und Außenwänden von 
zu Wohnzwecken vermieteten Wohnungen? 

 Stellt Kellerfeuchte im Altbau einen Mangel dar, wenn sich der Keller in einem 
Zustand befindet, der zur Zeit der Errichtung des Gebäudes typisch war?

 Wonach bemisst sich eine Minderung? 

 Wann liegt falsches Lüftungsverhalten des Mieters vor?
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Fragen



 Die Tauglichkeitsminderung aufgrund der Feuchtigkeit und der Schimmelbildung ist 
mit 60 % angemessen und ausreichend (§ 536 Abs. 1 Satz 2 BGB, § 287 ZPO). 

 Ein vertragsgemäßer Gebrauch der Wohnung war nicht möglich. Für die Bestimmung 
der Minderungshöhe ist allein die objektive Einschränkung der Gebrauchstauglichkeit 
maßgeblich.

 AG Friedberg (Hessen), Urteil vom 20.11.2024, 2 C 380/24, ZMR 2025, 212
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Antwort 1



 Grundsätzlich reicht es für den Ausschluss gebäudeseitiger Ursachen - soweit keine 
baulichen Veränderungen vorgenommen wurden, die sich auf die Feuchtigkeits-
bildung auswirken können - zunächst aus, dass der Vermieter nachweist, dass das 
Gebäude dem Stand der Technik bei Errichtung des Gebäudes entspricht und insoweit 
keine baulichen Mängel vorliegen. 

 Nur zwei Lüftungsvorgänge je Woche seitens des Mieters sind unzureichend. Dieses 
Lüftungsverhalten weicht weit von dem Notwendigen ab. Wenn bei einer Beheizung 
bis 19 Grad Celsius eine Schimmelbildung durch die zwei- bis dreimalige tägliche 
Stoßlüftung vermeidbar gewesen wäre, scheidet eine Mietminderung aus.

 LG Gießen, Urteil vom 06.06.2025, 1 S 171/23, ZMR 2025, 783

19.05.2026 © Dr. Olaf Riecke Folie 38

Antwort 2



 Wann entfällt bei Mängeln der Mietwohnung die Pflicht des Vermieters zur 
Wiederherstellung des vertragsgemäßen Zustands?
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Frage



 1. Sofern der Vermieter kein an die konkrete Nutzung angepasstes Lüftungskonzept 
zur Verfügung stellt, schuldet der Mieter im Rahmen seiner Obhutspflicht nur das, 
was im Rahmen der Verkehrssitte allgemein üblich ist. Dann trifft ihn an dieser 
Schimmelbildung kein Verschulden.

 2. Die Pflicht des Vermieters zur Wiederherstellung des vertragsgemäßen Zustands 
entfällt, soweit der Mieter für den Mangel der Mietsache die Ursache gesetzt hat.

 LG Landshut, Urteil vom 08.01.2025, 15 S 339/23, ZMR 2025, 606
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Antwort



 Welche Folgen hat der weitgehende Wegfall der Besonnung im Winterhalbjahr -
bedingt durch den Neubau im Innenhof?
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Frage



 Wenn ein nahezu vollständiger Wegfall der Besonnung im Winterhalbjahr - bedingt 
durch den Neubau im Innenhof – auftritt ist dies ein minderungsrelevanter Mangel 
(hier: 5 % der Bruttomiete)

 LG Hamburg, Urteil vom 18.12.2025, 334 S 13/22, GE 2026, 145

19.05.2026 © Dr. Olaf Riecke Folie 42

Antwort



 Frage

 Wann kann ein vertraglich nicht mehr gedeckter (teil-)gewerblicher Gebrauch eines 
Mietobjekts eine Kündigung rechtfertigen? 
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Kündigung



 1.Erfolgt ein vertraglich nicht mehr gedeckter (teil-)gewerblicher Gebrauch eines 
Mietobjekts, so kann dies eine fristlose oder ordentliche Kündigung rechtfertigen.  
Dies gilt insbesondere dann, wenn der Mieter eine Wohnung ohne ausdrückliche 
Genehmigung des Vermieters gewerblich nutzt und dadurch eine Schädigung des 
Mietobjekts oder eine unzumutbare Belastung von Mitmietern oder des Vermieters 
hervorgerufen wird. 

 2.Dabei kommt es grundsätzlich darauf an, ob der Mieter mit seiner gewerblichen 
Tätigkeit nach außen in Erscheinung tritt (Außenwirkung), etwa indem er das 
Mietobjekt als seine Geschäftsadresse angibt, er dort Kunden empfängt oder 
Mitarbeiter beschäftigt. 

 LG München I, Urteil vom 08.09.2025, 14 S 12685/24, ZMR 2025, 1084
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Antwort



 Kann der Vermieter das Mietverhältnis wirksam nach § 569 Abs.2a BGB fristlos 
kündigen, wenn ein Mieter mit der Leistung einer als Mietsicherheit (§ 551 BGB) 
vereinbarten Bankbürgschaft im Verzug ist? 

 § 569 Abs. 2a BGB lautet:

 Ein wichtiger Grund im Sinne des § 543 Absatz 1 liegt ferner vor, wenn der Mieter mit 
einer Sicherheitsleistung nach § 551 in Höhe eines Betrages im Verzug ist, der der 
zweifachen Monatsmiete entspricht. Die als Pauschale oder als Vorauszahlung 
ausgewiesenen Betriebskosten sind bei der Berechnung der Monatsmiete nach Satz 1 
nicht zu berücksichtigen. Einer Abhilfefrist oder einer Abmahnung nach § 543 Absatz 3 
Satz 1 bedarf es nicht. Absatz 3 Nummer 2 Satz 1 sowie § 543 Absatz 2 Satz 2 sind 
entsprechend anzuwenden.
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Frage



 Ist ein Mieter mit der Leistung einer als Mietsicherheit (§ 551 BGB) vereinbarten 
Bankbürgschaft im Verzug, kann der Vermieter das Mietverhältnis nicht nach § 569 
Abs.2a BGB fristlos kündigen, weil eine Bankbürgschaft nicht in den Anwendungs-
bereich dieses Kündigungstatbestands fällt. 

 Lediglich der Verzug des Mieters mit der Leistung einer Barkaution beziehungsweise 
einer Geldsumme berechtigt den Vermieter zur fristlosen Kündigung nach § 569 
Abs.2a BGB. Ist eine andere Art von Mietsicherheit vereinbart, kann der Vermieter das 
Mietverhältnis lediglich - unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls sowie 
der jeweiligen weiteren Voraussetzungen - fristlos nach § 543 Abs. 1 BGB bzw. 
ordentlich nach § 573 Abs. 1, 2 Nr. 1 BGB kündigen.

 BGH, Urteil vom 14.05.2025, VIII ZR 256/23, ZMR 2025, 1061
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Antwort



 Kommt grds. eine ordentliche Kündigung gestützt auf Zahlungsverzug wegen 
Nachzahlungsbeträgen aus  Betriebskostenabrechnungen in Betracht?
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Frage



 Nur in Ausnahmefällen kann im Rahmen des Verschuldens eine nachträgliche Zahlung 
des Mieters in Höhe der Nachzahlungsbeträge aus Betriebskostenabrechnungen  zu 
seinen Gunsten berücksichtigt werden kann, weil sie ein etwaiges Fehlverhalten in 
einem milderen Licht erscheinen lässt.

 LG Gießen, Urteil vom 23.12.2025, 1 S 29/25
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Antwort



 Welche Folgen hat ein innerhalb der Schonfrist des § 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1 BGB 
erfolgter Ausgleich des Mietrückstands bei einer fristlosen, hilfsweise ordentlichen 
Kündigung?
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Frage



 Ein innerhalb der Schonfrist des § 569 Abs. 3 Nr. 2 Satz 1 BGB erfolgter Ausgleich des 
Mietrückstands bzw. eine entsprechende Verpflichtung einer öffentlichen Stelle hat 
lediglich Folgen für die auf § 543 Abs. 1, 2 Satz 1 Nr. 3 BGB gestützte fristlose, nicht
jedoch für eine aufgrund desselben Mietrückstands hilfsweise auf § 573 Abs. 1, 2 Nr. 
1 BGB gestützte ordentliche Kündigung.

 BGH, Urteil vom 23.10.2024, VIII ZR 106/23, ZMR 2025, 197

 BGH, Urteil vom 23.10.2024, VIII ZR 177/23
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Antwort 1



 Die rechtzeitige Schonfristzahlung heilt nach § 569 Abs.3 Nr.2 BGB neben der (im 
Berufungsverfahren nicht mehr geltend gemachten) außerordentlichen Kündigung (§
543 Abs.2 BGB) auch die hilfsweise erklärte ordentliche Kündigung (§ 573 Abs.2 BGB), 
wenn diese auf den identischen (ausgeglichenen) Zahlungsrückstand gestützt wurde.

 Ein Hauptanwendungsfall der Schonfristzahlung ist das Eingreifen der Sozialbehörden 
nach § 22 Abs.8 SGB II, um durch Übernahme der Schulden des Leistungs-
empfängers/Mieters den Erhalt der konkret betroffenen Wohnung zu bewirken.        
Bei einer wirksam bleibenden ordentlichen Kündigung wäre ein Tätigwerden der 
Behörde sozialrechtlich unzulässig.

 LG Berlin II, Urteil vom 14.01.2026, 66 S 18/25 (Revision zugelassen) 
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Antwort 2



 Frage

 Welcher Zeitpunkt ist für den Verjährungsbeginn auf Seiten des Vermieters 
maßgeblich?
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Verjährung



 Für den Verjährungsbeginn (ggü. dem Vermieter) ist der Rückerhalt der Mietsache 
auch dann maßgeblich, wenn der Mietvertrag noch nicht beendet ist mit der Folge, 
dass ein Anspruch i.S.d.   § 548 Abs. 1 Satz 1 BGB bereits vor Beendigung des 
Mietverhältnisses verjähren kann (im Anschluss an BGH, Urteil vom 23.10.2013 - VIII ZR 
402/12, NZM 2014, 128).

 3.    Zum Rückerhalt der Mietsache bei Einwurf der Schlüssel in den Briefkasten des 
Vermieters (im Anschluss an BGH, Urteil vom 4. Mai 2005 - VIII ZR 93/04, NZM 2005, 
535). 

 BGH, Urteil vom 29.01.2025, XII ZR 96/23, ZMR 2025, 591
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Antwort 1



 Die Mietsache wird dem Vermieter dann im Sinne des § 546a Abs. 1 BGB nach 
Beendigung des Mietverhältnisses vorenthalten, wenn - kumulativ - der Mieter die 
Mietsache nicht zurückgibt und das Unterlassen der Herausgabe dem Willen des 
Vermieters widerspricht (Bestätigung von Senatsurteil vom 12. Juli 2017 - VIII ZR 
214/16, ZMR 2018, 24 = NJW 2017, 2997 Rn. 19, 25; siehe auch BGH, Urteil vom 13. 
März 2013 - XII ZR 34/12, BGHZ 196, 318 Rn. 23; jeweils mwN). 

 2. An einem Rückerlangungswillen des Vermieters fehlt es etwa, wenn er - trotz 
Kündigung des Mieters - vom Fortbestehen des Mietverhältnisses ausgeht 
(Bestätigung von Senatsurteil vom 12. Juli 2017 - VIII ZR 214/16, ZMR 2018, 24 Rn. 20 f.; 
siehe auch BGH, Urteil vom 13. März 2013 - XII ZR 34/12, aaO; jeweils mwN). 

 BGH, Urteil vom 18.06.2025, VIII ZR 291/23, ZMR 2025, 1057
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Antwort 2



 Läuft die 6-monatige Verjährungsfrist bereits ab Einwurf aller Schlüssel in den 
Hausbriefkasten des Vermieters?
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Frage



 Der Einwurf aller Schlüssel in den Hausbriefkasten des Vermieters bedeutet den 
Rückerhalt der Mietsache, ab diesem Zeitpunkt ist nur noch der Vermieter, nicht aber 
der Mieter in der Lage, auf die Mietsache tatsächlich zuzugreifen. 

 Der Rückerhalt i. S d. § 548 Abs 1 Satz 2 BGB setzt weder die Rückgabe der Mietsache 
i. S. d § 546 Abs. 1 BGB noch die Beendigung des Mietverhältnisses voraus. Durch den 
Schlüsseleinwurf ist der Besitzaufgabewille des Mieters nach außen manifestiert.

 LG Essen, Urteil vom 11.09.2025, 10 S 22/25
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Antwort



 Frage

 Welche Folge hat eine - über die Deckung der wohnungsbezogenen Aufwendungen 
hinausgehende - Gewinnerzielung des Mieters durch die Untervermietung des 
Wohnraums?
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Untermiete



 1.  Der Wunsch des Wohnraummieters nach einer Verringerung der von ihm zu tragenden 
Mietaufwendungen ist - unabhängig davon, ob er auf eine solche Verringerung wirtschaftlich 
angewiesen ist (Bestätigung von Senatsurteil vom 27.09.2023 - VIII ZR 88/22, ZMR 2024, 107 = 
NZM 2024, 27 Rn. 33 f.) - grundsätzlich als ein berechtigtes Interesse an der Untervermietung 
im Sinne des § 553 Abs. 1 Satz 1 BGB anzuerkennen (Bestätigung der Senatsurteile vom 23.11. 
2005 - VIII ZR 4/05, ZMR 2006, 261 = NJW 2006, 1200 Rn. 8; vom 11.06.2014 - VIII ZR 349/13, 
ZMR 2014, 631 = NJW 2014, 2717 Rn. 13 f.; vom 31.01.2018 - VIII ZR 105/17, ZMR 2018, 405 = 
BGHZ 217, 263 Rn. 55; vom 13.09.2023 - VIII ZR 109/22, ZMR 2024, 20 = NZM 2023, 924 Rn. 21; 
vom 27.09.2023 - VIII ZR 88/22, ZMR 2024, 107 = NZM 2024, 27 Rn. 34).

 2.    Eine - über die Deckung der wohnungsbezogenen Aufwendungen hinausgehende -
Gewinnerzielung des Mieters durch die Untervermietung des Wohnraums ist hiervon nicht
umfasst.

 BGH, Urteil vom 28.01.2026, VIII ZR 228/23, ZMR 2026, 393
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Antwort



 Frage

 Kann auch dann ein Vorkaufsrecht des Mieters entstehen, wenn anstelle von 
Wohnungseigentum Teileigentum an zu Wohnzwecken vermieteten Räumlichkeiten 
begründet wird?
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Sonstiges



 In analoger Anwendung des § 577 Abs. 1 Satz 1 BGB kann auch dann ein 
Vorkaufsrecht des Mieters entstehen, wenn anstelle von Wohnungseigentum 
Teileigentum an zu Wohnzwecken vermieteten Räumlichkeiten begründet wird.

 Für eine Analogie ist u.a. erforderlich, dass die Interessenlage des gesetzlich 
geregelten Falls mit der des zu entscheidenden Falls übereinstimmt, wobei zusätzlich 
auch die Wertungsgrundlage und die gesetzgeberische Interessenbewertung der 
Gesetzesnorm auf den zu entscheidenden Fall zutreffen müssen. 

 Die die Gewährung des Vorkaufsrechts tragende gesetzgeberische Erwägung eines 
besonderen Schutzbedarfs des Mieters trifft in gleicher Weise zu, wenn die zu 
Wohnzwecken gemieteten und genutzten Räume nach deren Überlassung an den 
Mieter in Teil- statt in Wohnungseigentum umgewandelt werden oder werden sollen. 
BGH, Urteil vom 21.05.2025, VIII ZR 201/23, ZMR 2025, 766
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Antwort



 Welche Rechtswirkung hat es, wenn eine Mietpartei in einem Übergabeprotokoll 
bestätigt, dass die Mietsache ohne Mängel ist?
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Frage



 Bestätigt eine Mietpartei in einem Übergabeprotokoll, dass die Mietsache ohne 
Mängel ist, so liegt darin ein negatives Schuldanerkenntnis nach § 397 Abs. 2 BGB, 
welches eventuelle Ansprüche der Mietpartei zum Erlöschen bringt, die sich auf das 
Vorhandensein von Mängeln beruft. Eine Ausnahme gilt danach nur für verdeckte 
Schäden.

 AG Singen, Urteil vom 29.08.2025, 8 C 58/25
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Antwort



 Der Gast (Mieter) blieb im Hotel des Klägers/Vermieters über einen Zeitraum von 8 
Monaten bis zu seinem Tod am 17.03.2022. Da sein Tod eine gewisse Zeit unentdeckt 
blieb, wurde das Hotelzimmer in Mitleidenschaft gezogen.

 Schulden die Erben dem Kläger/Vermieter Schadensersatz?
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Frage



 Der Tod eines Mieters stellt keine Pflichtverletzung dar und begründet keinen 
Schadensersatzanspruch aus §§ 280, 535 ff. BGB.

 Ein Erbe haftet nur für Altverbindlichkeiten, die bis zum Tod des Erblassers entstanden 
sind; Kosten für die Instandsetzung des Hotelzimmers nach dem Tod des Mieters sind 
keine Altverbindlichkeiten.

 LG Regensburg, Urteil vom 18.09.2025, 85 O 1495/24, ZMR 2026, 420 f.
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Antwort
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Tschüß
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